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Kommunen von Sozial- 
leistungen befreien 

CDU-Generalsekretär 
Laurenz Meyer hat die 
Bundesregierung aufge- 
fordert, Städte und Ge- 
meinden bei den Aufwen- 
dungen für die Sozialhilfe 
zu entlasten. „Die Leistun- 
gen für Behinderte sollten 
neu organisiert werden", 
Sagte Meyer. Notwendig 

sei „ein gesondertes Lei- 
stungsgesetz für Behin- 
derte, um die Unterstüt- 
zung für diese Menschen 
gesamtstaatlich zu veran- 
kern". Die Finanzierung 
müsse von Bund, Ländern 
und Gemeinden gemein- 
sam getragen werden. 
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Fortsetzung von Seite 1 
DerCDU-Generalsekretär 

wies darauf hin, dass die 
Ausgaben der kommunalen 
Sozialämter für Behinderte 
seit 1994 von 6,4 Milliarden 
Euro auf elf Milliarden Eu- 
ro angestiegen seien. Hier 
wirke sich der medizinische 
Fortschritt „höchst erfreu- 
lich" auf die Lebenserwar- 
tung behinderter Menschen 
aus. „Wir dürfen aber 
nicht die Augen davor ver- 
schließen, dass damit 
Kosten auf die Allgemein- 
heit zukommen", unter- 
strich Meyer. Es müsse 
vielmehr darum gehen, 
diese Kosten, die noch er- 
heblich zunehmen dürften, 
„gerecht zu verteilen". 

Vor allem die Bundesre- 
gierung sei hier verpflich- 
tet, Abhilfe zu schaffen. 
Denn mit ihrer Steuerge- 
setzgebung habe sie alles 
dafür getan, ihre Ausgaben 
auf die unteren Ebenen ab- 
zuwälzen. Das zeigten die 
Pläne zur Zusammenle- 
gung von Arbeitslosen- und 
Sozialhilfe ebenso wie die 
Vorschläge zur Reform der 
Gewerbesteuer. „Insge- 
samt ist Rot-Grün entschei- 

dend mit dafür verantwort- 
lich, dass die Kommunen in 
ein finanzielles Desaster 
gerutscht sind", erklärte 
Meyer. Vor allem sollte Fi- 
nanzminister Eichel „nicht 
versuchen, ein Programm 
zu machen, das angeblich 
den Kommunen helfen soll, 
dafür aber dann die Länder 
in die Verschuldung reißt". 

Deshalb schlage die 
Union im Rahmen eines 
Sofortprogramms für das 
Jahr 2004 vor, die alte Höhe 
der Gewerbesteuerumlage 
wieder herzustellen. Auf 
diese Weise würden in 
die kommunalen Kassen 
2,5 Milliarden Euro zusätz- 
liche Einnahmen fließen. 
Außerdem mahnte der Ge- 
neralsekretär eine Reform 
der föderalen Ordnung an, 
um die Zuständigkeiten 
zwischen Bund, Ländern 
und Gemeinden in Teilen 
neu zu regeln. Hier zeichnet 
sich inzwischen auch bei 
Rot-Grün eine Bereitschaft 
ab, über das Thema zu 
sprechen. So planen Bun- 
destag und Bundesrat be- 
reits für den Herbst die 
Einsetzung einer Verfas- 
sungskommission. 
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BüRGERVERSICHERUNG 

ANDREAS STORM: 

Der Irrweg der Bürgerversicherung 
Andreas Storm rechnet in 
einem Wortbeitrag für die 
»Frankfurter Allgemeine 
Zeitung" (F.A.Z.) vor, wa- 
rum eine Bürgerversiche- 
rung bei der Gesetzlichen 
Krankenversicherung kei- 
nen Sinn macht: „Ein re- 
formbedürftiges System 
wird nicht dadurch besser, 
dass weitere Teile der Be- 
völkerung mit einbezogen 
werden": 

Der Grundgedanke er- 
scheint auf den ersten Blick 
bestechend: Alle zahlen in 
einen Topf, keiner kann sich 
der „Solidarität" entziehen. 
Was zunächst so anziehend 
klingt, erweist sich bei nähe- 
rem Hinsehen als Irrweg. 
Denn ein reformbedürftiges 
System wird nicht dadurch 
besser, dass weitere Teile 
der Bevölkerung mit einbe- 
zogen werden. Wer Beiträge 
zahlt, erwirbt auch Lei- 
stungsansprüche - dies gilt 
in der Krankenversicherung 
genauso wie bei der Alters- 
sicherung. 

Mit den Einnahmen stei- 
gen daher auch die Ausga- 
ben, und niemand wird be- 
haupten wollen, dass Be- 
amte und Selbstständige we- 
sentlich gesünder seien als 
der Rest der Bevölkerung. 
Statt einer spürbaren Entlas- 

tung der Krankenversicher- 
ten droht somit zunächst nur 
ein finanzielles Nullsum- 
menspiel, und was „ge- 
recht" aussieht, weil es alle 
gleichermaßen einbezieht, 
ist deswegen noch lange 
nicht sachgerecht. 

Mit der Idee einer „Bür- 
gerversicherung" ist neben 
der Erweiterung des Bei- 
tragszahlerkreises auch die 
Einbeziehung weiterer Ein- 
kunftsarten wie Mieten und 
Kapitalerträge in die Bei- 
tragspflicht verbunden - 
und zwar nicht nur bei 

x Selbstständigen, sondern 
gerade auch bei Arbeitneh- 
mern und Rentnern. 

Belastet würden dabei 
alle Einkünfte bis zur Bei- 
tragsbemessungsgrenze, die 
derzeit bei 3.450 Euro mo- 
natlich liegt. Es liegt auf der 
Hand, dass dies vor allem die 
Leistungsträger aus den mitt- 
leren Einkommensschichten 
empfindlich treffen würde. 

Zu bedenken ist ferner, dass 
mit der geplanten Ein- 
führung einer Abgeltungs- 
steuer auf Zinserträge der 
Standort Deutschland für 
Kapitalanlagen wieder at- 
traktiver gemacht werden 
soll. 

Weder die Erweiterung 
des Beitragszahlerkreises 
noch die Verbreiterung der 
Bemessungsgrundlage auf 
andere Einkunftsarten wären 
somit alleine geeignete Mit- 
tel zur nachhaltigen finanzi- 
ellen Konsolidierung der Ge- 
setzlichen Krankenversiche- 
rung (GKV). Deshalb zielen 
die Verfechter der Bürger- 
versicherung auf eine gleich- 
zeitige massive Anhebung 
der Beitragsbemessungs- 
grenze ab. Zugleich wäre den 
so genannten Besserverdien- 
enden der Ausweg in die pri- 
vaten Kassen versperrt. 

Sinkende Beitragssätze 
und eine gleichzeitig er- 
höhte Beitragsbemessungs- 
grenze würden zusammen- 
genommen die Lohnneben- 
kosten bestenfalls konstant 
halten. Dies zeigt: Es geht 
den Befürwortern der Bür- 
gerversicherung weder um 
die Schutzbedürfnisse der 
nicht gesetzlich Versicher- 
ten noch um eine Senkung 
der Lohnnebenkosten, son- 
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1 BüRGERVERSIC H ER U N G 

dem einzig und allein um die 
Erschließung neuer Finan- 
zierungsquellen. 

Schon eine Erhöhung der 
Beitragsbemessungsgrenze 
auf das Niveau der Renten- 
versicherung, also auf 5.100 
Euro, würde den Höchstbei- 
trag zur Krankenversiche- 
rung von knapp 500 auf 730 
Euro pro Monat katapultie- 
ren. Es fragt sich, wie eine 
solche massive Mehrbela- 
stung bei einem einheitlichen 
und vom Beitrag unabhängi- 
gen Leistungskatalog ge- 
rechtfertigt werden könnte. 

Auch eine verpflichtende 
Sozialversicherung muss 
stets ihren Grundzweck im 
Auge behalten: die solidari- 
sche Absicherung von Le- 
bensrisiken, die den einzel- 
nen überfordern würden. Wo 
die Versicherungs- und Bei- 
tragspflicht auf den Zweck 
einer steuerähnlichen Ein- 
nahmenerzielung ohne kon- 
krete Gegenleistung redu- 
ziert wird und die bloßen 
Umverteilungseffekte über- 
handnehmen, entzieht eine 
Sozialversicherung sich 
selbst die Legitimation. 

Die zwangsweise Einbe- 
ziehung von Beamten und 
Selbstständigen würde die 
Auflösung der bestehenden 
privaten Krankenversiche- 
rungsverträge voraussetzen. 
Ob ein solcher Eingriff in die 
Vertragsfreiheit und die wirt- 
schaftliche   Betätigungsfrei- 

heit der privaten Krankenver- 
sicherungen (PKV) verfas- 
sungsrechtlich zulässig ist, er- 
scheint höchst zweifelhaft. 
Zumindest wären lange Über- 
gangsfristen unvermeidbar. 

Ein politisch noch gravie- 
renderes Problem stellt sich 
im Hinblick auf die Beamten, 
die bisher von ihrem Dienst- 
herrn eine Beihilfe im Krank- 
heitsfall erhalten und für die 
verbleibenden Kosten aus ei- 
genen Mitteln eine private 
Krankenversicherung abge- 
schlossen haben. Eine Einbe- 
ziehung der Beamten in eine 
Bürgerversicherung würde 
den öffentlichen Arbeitge- 
bern auf einen Schlag Arbeit- 
geberbeiträge in Milliarden- 
höhe auferlegen. 

Hinzu kommt, dass eine 
vollständige Kürzung der 
Nettobezüge zur Finanzie- 
rung der Arbeitnehmerbei- 
träge kaum machbar sein 
dürfte. Die Einbeziehung der 
Beamten in die Gesetzliche 
Kranken- und gegebenen- 
falls Rentenversicherung 
hätte deshalb massive Steuer- 
erhöhungen zur Folge, um 
die entstehende Beitragslast 
der öffentlichen Haushalte 
aufbringen zu können. Dies 
erscheint weder machbar 
noch sinnvoll. Besser wäre es 
deshalb, die Reformen in der 
Gesetzlichen Krankenversi- 
cherung ebenso wie bei der 
Rente wirkungsgleich auf die 
Beamten zu übertragen. 

An den Ursachen der Re- 
formbedürftigkeit, nament- 
lich Arbeitslosigkeit und de- 
mografischer Wandel, än- 
dert auch die Bürgerversi- 
cherung nichts, denn diese 
wäre ja auch rein umlagefi- 
nanziert. Zudem würde eine 
derartige Einheitskasse ohne 
echten Wettbewerb die Aus- 
gabendynamik, die sich aus 
dem Zusammenspiel von de- 
mografischem Wandel und 
kostenträchtigem medizi- 
nisch-technischem Fort- 
schrittergibt, keinesfalls bes- 
ser bremsen als der heute be- 
stehende Wettbewerb inner- 
halb der Gesetzlichen Kran- 
kenversicherung sowie zwi- 
schen gesetzlichen und pri- 
vaten Kassen. 

Vor diesem Hintergrund 
erscheint es völlig unver- 
ständlich, warum die Befür- 
worter einer Bürgerversiche- 
rung das funktionierende Sy- 
stem der privaten Kranken- 
versicherungen zerschlagen 
und seine Überreste einer um- 
lagefinanzierten Einheits- 
kasse einverleiben wollen. 
Mit Alterungsrückstellungen 
von über 70 Milliarden Euro 
ist die private Krankenversi- 
cherung weitaus besser als 
die gesetzliche auf die Alte- 
rung unserer Bevölkerung 
vorbereitet. Zukunftsweisend 
wäre daher die Ergänzung 
der Gesetzlichen Kranken- 
versicherung um kapitalge- 
deckte Vorsorgeelemente. 
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TERRORISMUS 

RAF-Ausstellung ohne Wenn 
und Aber absagen 

Die geplante Ausstellung 
über die Terrororganisa- 
tion Rote Armee Fraktion 
(RAF) in Berlin stößt bei 
CDU-Generalsekretär 
Laurenz Meyer auf gro- 
ße Ablehnung. „Man soll- 
te die Ausstellung ohne 
Wenn und Aber absa- 
gen". 

Es sei ihm völlig unver- 
ständlich, warum die Verant- 
wortlichen der Bundeszen- 
trale für politische Bildung 
nicht von vornherein sensi- 
bler bei diesem Thema rea- 
giert hätten. „Bei der RAF 
geht es nicht um Ideale, son- 
dern um Terror und Mord an 
Unschuldigen", sagte der 
CDU-Generalsekretär. 

Kritik kam auch von den 
Hinterbliebenen der Opfer 
vergangener RAF-Anschlä- 
ge: Hergard Rohwedder und 
Hanns-Eberhard Schleyer 
hatten bereits Anfang Juli 
gegen das Projekt prote- 
stiert. In einem Satz des 
NRW-Forums, das die Aus- 
stellung übernehmen wollte, 
hieß es: „Welche Ideen, 
Ideale haben ihren Wert 
durch die Zeit erhalten und 
können nicht als naiv abge- 
tan werden, was haben wir 
aus der Geschichte über das 
Verhältnis von Individuum 
Und Staat, von Möglichkei- 

ten der Einflussnahme und 
über Machtstrukturen ge- 
lernt?". Als unverschämt 
empfand Frau Rohwedder 
zudem die Einladung der 
Ausstellungsmacher, an den 
Vorbereitungen mitzuwir- 
ken. „Ich arbeite nicht an 
einer Ausstellung über die 
Mörder meines Mannes 
mit", sagte sie der Frankfur- 
ter Allgemeinen Zeitung. 

Der CSU-Politiker Peter 
Gauweiler nannte die Aus- 
stellung in der Bild-Zeitung 
eine Verunglimpfung von 
Opfern und deren Angehöri- 
gen. Es sei ein falscher Weg, 
den „Wahn der RAF" in einer 
Ausstellung auch noch als 
erhaltenswert zu feiern. „Die 
Baader-Meinhof-Terroris- 
ten waren Kriminelle der 
übelsten Art. Sie waren Mör- 
der", sagte der CDU-Verfas- 
sungsrechtler Rupert Scholz. 
Die Freiheit der Kunst sei 

zwar im Grundgesetz abge- 
sichert, sagte Scholz. Sie 
finde aber ihre Schranken 
an den Rechten auf Leben, 
körperliche Unversehrtheit, 
aber auch Ehrenschutz, Per- 
sönlichkeitsrecht und dem 
Andenken an lebende und 
tote Menschen. Das setze der 
Kunst Schranken. Sie könne 
nicht beliebig das tun, „was 
vielleicht aus der sehr sub- 
jektiven Motivation des 
Künstlers entspringt", fügte 
er hinzu. 

Vertreter von Rot-Grün 
empfinden die „öffentliche 
Aufregung" um die Ausstel- 
lung als „völlig unberech- 
tigt". „Wenn sich Künstler 
mit der RAF befasst haben, 
dann muss auch eine Aus- 
stellung zu dem Thema 
möglich sein", sagte der 
stellvertretende Fraktions- 
vorsitzende der Grünen, 
Christian Ströbele. Kunst 
sei frei. SPD-Innenexperte 
Wiefelspütz gibt dagegen 
zu: „Es gibt nichts, was 
an der RAF positiv sein 
könnte". Die Ausstellung 
war bereits für den Herbst 
diesen Jahres geplant, wur- 
de jetzt jedoch auf Novem- 
ber 2004 verschoben. Der 
Hauptstadtkulturfonds för- 
dert das umstrittene Projekt 
mit 100.000 Euro. 
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LKW-MAUT 

LKW-MAUT   VERSCHOBEN 

Stolpe zieht Notbremse 
Von einem politischen De- 
saster für die Bundesregie- 
rung spricht der stellver- 
tretende Vorsitzende der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Klaus Lippold. 
Bundesverkehrsminister 
Manfred Stolpe gestehe 
mit der nun angekündig- 
ten Verschiebung um zwei 
Monate sein Versagen ein. 

Im Namen der CDU- 
Fraktion im Deutschen 
Bundestag bedauerte er die 
„dilettantische Vorgehens- 
weise" der Bundesregie- 
rung bei diesem Projekt. 
„Das Ansehen des Wirt- 
schaftsstandorts Deutsch- 
lands wird im Ausland da- 
durch nachhaltig  geschä- 

digt", so Lippold. Die un- 
professionelle Vorberei- 
tung und die dadurch not- 
wendig gewordene Ver- 
schiebung hätten auch gra- 
vierende finanzielle Folgen 
für den Bundeshaushalt. 

„Die Bundesregierung 
hätte seit Monaten wissen 
können, dass ein Mautstart 
zum 31. August 2003 nicht 
funktioniert. Warnsignale 
wurden genügend gegeben, 
sowohl durch die Fachpoli- 
tiker von CDU und CSU als 
auch durch die Verbände 
und andere Experten", 
sagte Lippold. Es sei nun 
stark zu bezweifeln, dass 
der neu gesetzte Starttermin 
Anfang November gehalten 

LÄNDERVERGLEICH 

werden kann. Nach Ein- 
schätzung von Fachleuten 
könnten die technischen 
Probleme nicht in Kürze 
aufgearbeitet werden. Die 
Anpassung an EU-Vorga- 
ben stehe noch immer im 
Raum und auch die Frage 
der Harmonisierung für 
das deutsche Transportge- 
werbe werde auch durch 
die zweimonatige Ver- 
schiebung nicht gelöst. Der 
baden-württembergische 
Verkehrsminister Ulrich 
Müller ist ebenfalls skep- 
tisch: „Ich habe nachhaltige 
Zweifel, ob die Europäi- 
sche Union die Maut in der 
jetzigen Fassung und in der 
jetzigen Praxis genehmigt." 

Saarland bei wirtschaftlicher Dynamik vorn 
Das Saarland hat unter 

allen 16 Bundesländern in 
den vergangenen beiden 
Jahren die erfolgreichste 
Wirtschafts- und Ord- 
nungspolitik betrieben, so 
das Bundesländer-Ranking 
der Initiative Neue Soziale 
Marktwirtschaft und der 
Wirtschafts-Woche. Das In- 
stitut der Deutschen Wirt- 
schaft Köln hat die Erstel- 

lung des Rankings wissen- 
schaftlich begleitet. Die 
Studie ist der bislang um- 
fassendste Ländervergleich 
und bewertet in einem „Dy- 
namik-Ranking" die wirt- 
schaftliche und reformpoli- 
tische Entwicklung der 
Bundesländer in den Jahren 
2000 bis 2002. Die Ergeb- 
nisse des Rankings wurden 
am vergangenen Mittwoch 

in Berlin vorgestellt. Das 
Saarland (116,0 Punkte/ 
Durchschnitt = 100) liegt in 
dem Ranking knapp vor 
dem Stadtstaat Bremen 
(115,7) und dem Flächen- 
land Hessen (113,7). Das 
größte Bundesland Nord- 
rhein-Westfalen kommt nur 
auf Platz 11. Schlußlicht des 
Rankings ist mit Abstand 
Berlin (73,8). 
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Aus   DEN   LäNDERN 

BADEN-WüRTTEMBERG 

Frauen mehr ins Blickfeld rücken 
Die CDU-Fraktion im 
Stuttgarter Landtag hat 
kürzlich eine Anhörung 
zum Wahlverhalten von 
Frauen durchgeführt. 

„Frauen beobachten Po- 
litik genauer und kritischer 
als Männer" unterstrich 
auch der Fraktionsvor- 
sitzende Günther H. Oet- 
tinger. 

Frauen stellen etwa 52 
Prozent aller Wahlberech- 
tigten in Deutschland. Je- 
doch gingen sowohl bei der 
vergangenen Landtags- als 
auch bei der Bundestags- 
wahl deutlich weniger Frau- 
en als Männer an die Urnen. 
Auffällig war das unter- 
schiedliche   Wahlverhalten 

der Frauen, je nach Alters- 
gruppe: Frauen über 60 
Jahre sind nach wie vor 
die Hauptwählergruppe der 
CDU in Baden-Württem- 
berg, so das Ergebnis der 
Wahlauswertungen. In der 
Gruppe der 30 bis 45 jähri- 
gen Frauen konnte die 
Union zwar auch zulegen, 
erreichte hier jedoch nur ein 
unterdurchschnittliches Er- 
gebnis. 

Allerdings sei es für die 
CDU wichtig zu beachten, 
dass sie ihre Meinung rasch 
ändern. Zweitens würden 
Wähler mit zunehmendem 
Alter konservativer, erläu- 
terte Viola Neu von der Kon- 
rad-Adenauer-Stiftung. 

„Entscheidend für das 
Wahlverhalten von Frauen 
sind Sympathien und Kom- 
petenzen", so die frauen- 
politische Sprecherin der 
CDU-Landtagsfrakt ion, 
Inge Gräßle. Die Landtags- 
wahl in Baden-Württemberg 
habe gezeigt, dass diese Fak- 
toren für den Erfolg der CDU 
entscheidend waren. „Mit 
der Umsetzung des Kinder- 
gartengesetzes und der ge- 
planten Novellierung des 
Landesgleichberechtigungs- 
gesetzes verbessert die CDU 
die Vereinbarkeit von Fami- 
lie und Beruf, so Gräßle. Al- 
lerdings seien auch die klas- 
sischen CDU-Kernkompe- 
tenzen für Frauen bedeutend. 

Vor allem gute Noten 
bei den Faktoren Wohl- 
stand, Struktur und Stan- 
dort haben das Saarland 
nach vorne gebracht. 
„Wirtschaftswachstum 
und Produktivität im Saar- 
land liegen weit über dem 
Durchschnitt, die Steuer- 
kraft hat zugenommen. Es 
gibt weniger Sozial- und 
Arbeitslosenhilfeempfän- 
ger und Bürokratie wird 
konsequent abgebaut", be- 
gründete der Geschäftsfüh- 

rer der Initiative, Tasso 
Enzweiler, das Ergebnis 
des Rankings. 

Der Wirtschaftsmini- 
ster des Saarlandes, Dr. 
Hanspeter Georgi, sieht in 
dem Ergebnis der Studie 
eine Bestätigung für die 
Politik seiner Regierung: 
„'Wirfangen schon mal an' 
ist seit kurzem der neue 
Slogan des Saarlandes. Uns 
freut es besonders, dass 
dieser Anspruch durch das 
Bundesländer-Ranking 

sich schon jetzt so ein- 
drucksvoll bestätigt." Das 
Bundesländer-Ranking be- 
wertet die Entwicklung der 
Bundesländer nach den 
Faktoren Struktur, Stan- 
dort, Wohlstand und Ar- 
beitsmarkt. Erstmals flie- 
ßen mit dem Messinstru- 
ment „Unternehmens-Per- 
formance" auch konkrete 
Unternehmensdaten auf 
Basis von 15.000 Unter- 
nehmensabschlüssen in ei- 
nen Ländervergleich ein. 
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Ausbildung 

Ausbildungsplätze: 
Trauriger Nachkriegsrekord! 
Über 160.000 fehlende Ausbildungsplätze, 475.000 arbeitslose Jugendliche - so schlecht wa- 
ren die Chancen junger Menschen in Deutschland noch nie! Gleichzeitig bleiben zunehmend freie 
Lehrstellen unbesetzt, weil die Schulabgänger nicht ausreichend qualifiziert sind. 

Rot-Grünes Versagen auf Kosten der jungen Menschen 

Deutschland ist eines der reichsten Länder der Welt. Es muss gelingen, jedem Jugendlichen, der aus- 
bildungsfähig und ausbildungswillig ist, einen Ausbildungsplatz anzubieten. Die junge Generation darf 
beim Einstieg in das Berufsleben nicht alleingelassen werden. 

Die Lösung: Eine grundlegende Reform der beruflichen Bildung und eine Stärkung der Ausbildungs- 
bereitschaft. Rot-Grün fehlen jedoch Ideen und Kraft, das Problem anzugehen. Stattdessen droht die 
Koalition mit einer Lehrstellenabgabe. Dieses bürokratische Monster wird die Ausbildungsbereitschaft 
der Betriebe ruinieren. Das ist der falsche Weg. Staatliche Programme wie z.B. „Jump" kosten viel 
und helfen wenig. 

Eine Gemeinschaftsaktion für mehr Ausbildungsplätze 

• Politik und Wirtschaft müssen alle Kräfte aufbringen, um die Lehrstellenlücke zu schließen. Die 
Ausbildungsbereitschaft in den Betrieben muss gestärkt werden. Deshalb sollte sich die Ausbildung 
wieder mehr an den beruflichen Erfordernissen orientieren. Der Meister soll die Gelegenheit erhal- 
ten, die Ausbildung stärker eigenverantwortlich im Betrieb zu organisieren. 

• Wir fordern ein, zwei- und dreijährige Ausbildungsberufe - je nach Befähigung der Auszubildenden 
und der Notwendigkeit der Ausbildung. Jugendliche mit unterschiedlicher Begabung brauchen un- 
terschiedliche Angebote. Damit alle gute Startchancen haben. 

• Wir appellieren an die Betriebe, trotz aller Probleme bei den Ausbildungsplätzen noch einmal zuzu- 
legen. Die Leistungsbereitschaft junger Menschen ist unsere größte Zukunftschance. 

Wer den Wohlstand Deutschlands auch für die Zukunft sichern will, muss heute in Ausbil- 
dungsplätze investieren. Dies ist sowohl ein wirtschaftliches als auch soziales Gebot. 

Besser für die Menschen. CDU 
V.i.S.d.P.: CDU-Bundesgeschättsstelle • Klingelhöferstraße 8 • 10785 Berlin • «ww.cdu.de • E-Mail: post@cdu.de 
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PETER   GöTZ: 

Gemeindefinanzen 
seriös reformieren 

Zu den angekündigten 
»Schnellschüssen" von 
Rot-Grün zur Reform der 
(»emeindefinanzen erklär- 
te der kommunalpolitische 
Sprecher der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion: 

In knapp drei Wochen 
will das rot-grüne Bundeska- 
oinett Gesetzesvorlagen zur 
Reform der Gemeindefinan- 
zen beraten. Nach jahrelan- 
gem Vertagen will die Regie- 
rung nun eine Schmalspurre- 
form durchpeitschen. Dabei 
•st die Gemeindefinanzre- 
formkommission erst in die- 
sem Monat gescheitert. 

Rot-Grün will mit der Ge- 
werbesteuer mitten in einer 
schweren strukturellen Wirt- 
schaftskrise die Substanz 
von Unternehmen besteuern 
~~ sogar wenn sie Verluste 
dachen: noch mehr Pleiten 
Ur)d Arbeitslosigkeit sind 
v°rprogrammiert. 

Auch nach der Zusam- 
menlegung  von  Arbeitslo- 

sen-und Sozialhilfe will Rot- 
Grün weiterhin ein vierstufi- 
ges Hilfesystem beibehalten 
(Arbeitslosengeld I und II, 
Sozialhilfe und Grundsiche- 
rung): damit werden neue 
Verschiebebahnhöfe zwi- 
schen Bund und Kommunen 
geschaffen. 

Schluss mit dem Pfusch! 
Die Union hat einen bes- 

seren Vorschlag vorgelegt: 
1. Soforthilfen durch 

Rücknahme der erhöhten 
Abtretung von kommunalen 
Gewerbesteuereinnahmen an 
Bund und Länder und einen 
befristeten höheren Gemein- 
deanteil an der Umsatz- 
steuer; 

2. unverzüglich eine se- 
riöse und umfassende Re- 
form. 

Die Reform muss Arbeit 
schaffen und nicht vernich- 
ten. Sie muss Erwerbslose 
fördern und fordern und 
nicht in erster Linie die 
„Stütze" neu organisieren. 
Sie muss die riesigen Zu- 
kunftsprobleme der Kom- 
munen anpacken, die Rot- 
Grün einfach ausklammern 
will: 
• Die Eingliederungshilfen 
für Behinderte kosten die 
Kommunen heute schon 
mehr als die eigentliche So- 
zialhilfe. Das gehört auf die 
Tagesordnung! 
• Die Grundsicherung hat 
eine riesige Wachstumsdy- 
namik. Weg mit diesem für 

die Gemeinden ruinösen 
Gesetz! 
• Die rot-grüne Bundesre- 
gierung schafft immer neue 
Aufgaben mit riesigen Kos- 
ten für die Kommunen. 
Auch damit muss Schluss 
sein: Es muss der Grundsatz 
gelten „wer bestellt, be- 
zahlt!" 

GERDA   HASSELFELDT: 

Nicht Abwarten 
sondern Handeln! 

Anlässlich der zu erwar- 
tenden schweren trocken- 
heitsbedingten Ernteein- 
bußen zu Lasten der land- 
wirtschaftlichen Betriebe 
fordert die stellvertre- 
tende Vorsitzende der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion: 

Nach Schätzungen des 
Bauernverbandes werden 
die diesjährigen dürrebe- 
dingten Ertragsausfälle ei- 
nen Umfang einnehmen, der 
größer zu werden droht als 
der letztjährige Flutscha- 
den. Aufgrund der bisheri- 
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gen Ernteberichte müsse mit 
einer Ertragsminderung von 
bis zu einer Milliarde Euro 
gerechnet werden. 

Umso grotesker mutet es 
in dieser extremen Situation 
an, Diskussionen um die 
Kürzung von Dieselbeihil- 
fen zu führen. Unverständ- 
lich ist vor allem, dass Frau 
Künast immer wieder ver- 
kündet, es sei zu früh zu han- 
deln und Maßnahmen zu er- 
greifen. Die Äußerung der 
Agrarministerin, Zahlen 
vorzulegen, hilft den oh- 
nehin gebeutelten Landwir- 
ten wenig: Abwarten, bis die 
Beamten gerechnet haben, 
kann für einige der in ihrer 
Existenzbedrohten Betriebe 
zu spät sein! 

Die CDU/CSU-Fraktion 
fordert die Bundesregierung 
daher auf, gemeinsam mit 
den Ländern ein konkretes 
und unbürokratisches Not- 
programm vorzulegen. Als 
Hilfsmaßnahmen kommen 
zum Beispiel in Betracht: 
• Vorziehen von Aus- 
gleichszahlungen und Prä- 
mien, 
• Bereitstellen von Sonder- 
kreditprogrammen, 
• Stundung oder Verschie- 
bung von Steuern, 
• Bereitstellung von Mit- 
teln für Soforthilfen im 
Bundeshaushalt. 

Darüber hinaus sollte 
sich Frau Künast in Brüssel 
dafür einsetzen, für Ende des 

Jahres geplante Beihilfe- 
und Prämienzahlungen vor- 
zuziehen. 

Schnelles und unbüro- 
kratisches Handeln ist jetzt 
gefragt - eine Vorgehens- 
weise, die unserer sonst in 
ihrer Regelungswut kaum 
zu bremsenden Verbrau- 
cherschutz- und Agrarmini- 
sterin doch liegen müßte. 

URSULA   HEINEN: 

Verbraucher- 
ministerium über- 

zieht maßlos 

Zum vom Verbraucher- 
ministerium angestrebten 
Verbot von Kaugummi- 
und Schokoladenzigaret- 
ten erklärte die Verbrau- 
cherschutzbeauftragte 
der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion: „ 

Die neueste Idee vom 
Bundesverbraucherminis- 
terium, die Herstellung von 
bestimmten Süßigkeiten zu 
verbieten, ist völlig überzo- 
gen. Mit Produktionsverbo- 
ten   mündet   Verbraucher- 

schutz in der totalen Bevor- 
mundung der Verbraucher, 
von Schutz kann da keine 
Rede mehr sein, und vom 
Leitbild des mündigen Ver- 
brauchers erst recht nicht. 

Eltern haben Recht auf 
Selbstbestimmung 

Es ist nach wie vor Ent- 
scheidung der Menschen 
selbst, was sie kaufen. Ge- 
rade Eltern tragen hierbei 
Verantwortung für ihre Kin- 
der. Und Eltern müssen mit 
ihrer Erziehung dafür sor- 
gen, dass Kinder eben nicht 
auf jedes Angebot hereinfal- 
len und ihre Lebensweisen 
an ungesunden Lebensmit- 
teln ausrichten. 

Was ist das Ziel des Ver- 
braucherministeriums: Wird 
nun als nächstes eine Be- 
standsaufnahme mit nach- 
folgendem Verbot aller uner- 
wünschten Lebensmittel und 
Spielzeuge erfolgen? Gum- 
mibärchen in Colaflaschen- 
Form, Wasserspielzeugpi- 
stolen - steht das alles auf der 
Abschussliste? Angeblicher 
Kinderschutz statt Verbrau- 
cherschutz? 

Den obersten Verbrau- 
cherschützern sind wohl die 
Themen ausgegangen. Weil 
Frau Künast mit Äußerun- 
gen wie zum Preisdumping 
Eigentore landet, mit der 
Agrarpolitik im Inland kei- 
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nen Stich machen kann und 
bei anderen wichtigen Fra- 
gen in der Regierung nichts 
zu melden hat, tummelt das 
Ministerium sich nun auf 
Nebenschauplätzen. Wäh- 
rend reihenweise die Häus- 
lebauer in die Röhre gucken, 
weil die zur Finanzierung 
gedachten Lebensversiche- 
rungen wegen der Aktien- 
verluste an Wert verlieren, 
kümmert sich das Verbrau- 
cherministerium um Kau- 
gummi in außergewöhnli- 
chen Verpackungen. 

Unsere Bitte: 
Mehr Vertrauen in die 

Menschen, mehr Humor für 
die kleinen Freuden des All- 
tags und mehr ernsthaftes 
Engagement für die wichti- 
gen Fragen des Lebens! 

KATHERINA   REICHE: 

Abgaben 
verhindern neue 

Ausbildungsplätze 

Zur Drohung des Vorsit- 
zenden der SPD-Bundes- 
tagsfraktion Franz Mün- 

tefering, eine gesetzliche 
Ausbildungsplatzabgabe 
für Unternehmen zu be- 
schließen, erklärt die bil- 
dungspolitische Spreche- 
rin der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion, Kathe- 
rina Reiche: 

Die fortgesetzten An- 
griffe und Drohungen von 
Vertretern der Bundesre- 
gierung und der Koalition 
gegen Unternehmen in 
Deutschland sind der billige 
Versuch, vom eigenen Ver- 
sagen abzulenken. Hier soll 
der Sündenbock für die dra- 
matische Situation bei den 
Ausbildungsplätzen allein 
der Wirtschaft zugeschoben 
werden. Die Aussagen ha- 
ben die Grenze zur politi- 
schen Erpressung teilweise 
überschritten. 

Kostensenkung wird 
konterkariert 

Offenbar hat sich die 
Bundesregierung bereits zur 
Erhebung einer Ausbil- 
dungsplatzabgabe ab dem 
Jahr 2004 entschlossen. Mit 
den finanziellen Belastun- 
gen einer solchen Abgabe 
wird die Absicht, Kosten zu 
senken, konterkariert. Dies 
kann für zahlreiche Unter- 
nehmen das Aus bedeuten. 
Gleichzeitig kommt es er- 
neut zu einer Ausweitung 
des   bürokratischen    Auf- 

wands. Die Erfahrungen in 
der Bauindustrie zeigen 
zudem, dass trotz einer sol- 
chen Abgabe nicht mehr 
Ausbildungsplätze entstan- 
den sind. 

Letztlich werden durch 
eine Ausbildungsplatzab- 
gabe vorwiegend außerbe- 
triebliche Ausbildungsplät- 
ze entstehen, die für die Ju- 
gendlichen kaum Beschäfti- 
gungschancen bieten. Die 
Bundesregierung ist aufge- 
fordert, den Weg zur Siche- 
rung eines ausreichenden 
Lehrstellenangebotes und 
Stärkung des ersten Ausbil- 
dungsstellenmarktes über 
eine Modernisierung der 
Ausbildungsordnungen, 
über eine wachstumsorien- 
tierte Steuer- und Finanzpo- 
litik sowie über eine Sen- 
kung der Lohnnebenkosten 
zu suchen. 

Auch die Absenkung der 
Entgelte für Auszubildende 
ist ein möglicher Weg, um 
mehr Ausbildungsplätze zu 
schaffen. 

Ich fordere die Koalition 
auf, ihren wirtschaftsfeind- 
lichen Kurs zu beenden. 
Statt auf dem Rücken derje- 
nigen, die verzweifelt eine 
Lehrstelle suchen, durch- 
schaubare Ablenkungsma- 
növer zu betreiben, muss die 
Koalition endlich die Rah- 
menbedingen zu Gunsten 
von mehr Ausbildung in 
Deutschland verbessern. 
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LäNDERVERGLEICH DER MIT 

NRW verliert den Anschluss 
Ein „frostiges" Wirt- 
schaftsklima bescheinigt 
der stellvertretende Bun- 
desvorsitzende der Mittel- 
standsvereinigung, Hart- 
mut Schauerte, dem Stan- 
dort Nordrhein-Westfalen. 

Dies belegt auch eine 
Studie, die NRW mit den 
westdeutschen Ländern 
Bayern, Baden-Württem- 
berg und Niedersachsen ver- 
gleicht. Sowohl bei dem rea- 
len Wachstum, der Entwick- 
lung der Arbeitslosigkeit als 
auch bei der Lage der öf- 
fentlichen Haushalte ver- 
liert das rot-grün regierte 
Land an Boden. Als einziges 
Land im Vergleich musste 
NRW in 2002 eine schrump- 
fende Wirtschaftsleistung 
hinnehmen. Mit -0,2 Pro- 
zent erreichte das Bruttoin- 
landsprodukt den schlechte- 
sten Wert der vergangenen 
zehn Jahre. Zum Vergleich: 
Baden-Württemberg (0,1 %), 
Niedersachsen (0,3%) und 
Bayern (0,6%) konnten alle 
bei der wirtschaftlichen Lei- 
stungsfähigkeit zulegen. 

Die Lage auf dem Ar- 
beitsmarkt ist in NRW 
ähnlich düster wie das 
Wirtschaftswachstum. Mit 
905.000 Arbeitslosen im 
März 2003 waren rund 
100.000   Menschen   mehr 

ohne Job als im Vorjahres- 
monat. Damit ist die Zahl der 
Arbeitslosen um 12,3 Pro- 
zent binnen Jahresfrist ge- 
stiegen. Eine Besserung ist 
auch hier nicht in Sicht. 

Unions-Länder 
vermitteln mehr 

Arbeitslose 

Die Zahl der gemeldeten 
offenen Stellen pro 100.000 
Einwohner ist im Länder- 
vergleich ebenfalls die nied- 
rigste. Während im Jahr 
2002 in Bayern und Baden- 
Württemberg rund 7000 und 
6300 je 100.000 Arbeitslose 
vermittelt werden konnten, 
waren es in Nordhein-West- 
falen nur 4800. Die unions- 
regierten Länder haben nach 
den Daten der MIT demnach 
auch in der Vermittlung die 
Nase vorn. 

Deutliche Unterschiede 
weisen die Länder auch bei 
der Zahl der Unternehmens- 
insolvenzen auf. Während 
in Baden-Württemberg 
1.792 und in Bayern 2.283 
Unternehmen Insolvenz an- 
melden mussten, waren es in 
NRW im Jahr 2002 genau 
6.182. 

Die Situation der öffent- 
lichen Haushalte in NRW ist 

desolat. In 2001 lag die Pro- 
Kopf-Verschuldung im be- 
völkerungsreichsten Bun- 
desland bei 6.178 Euro. In 
Baden-Württemberg haben 
Land, Kommunen und 
Zweckverbände 3.741 Euro 
Schulden pro Einwohner ge- 
macht. Auf jedem Bayern la- 
stet mit 2.612 Euro weniger 
als die Hälfte der Schulden 
eines Nordrhein-Westfalen. 

Unterschiedliche 
Innovationskraft 

Bei der Innovationskraft 
setzt sich diese Tendenz fort. 
Bayern und Baden-Würt- 
temberg haben bei den Pa- 
tentanmeldungen im Jahr 
2002 mit zusammen über 
50 Prozent eine klare Spit- 
zenposition inne. Beide Län- 
der konnten die absolute 
Zahl der Patentanmeldun- 
gen nochmals steigern. Le- 
diglich in Niedersachsen 
und Nordrhein-Westfalen 
hat die Zahl der Patentan- 
meldungen in 2002 deutlich 
abgenommen. 

Insgesamt zeigt die Stu- 
die der MIT eindrucksvoll, 
dass es die unionsgeführten 
Länder sind, die bei allen 
Wirtschaftskennzahlen die 
Spitzenplätze belegen. 
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DAS DEUTSCHE INS- 
TITUT für Wirtschaftsfor- 
schung (DIW) rechnet erst 
zum Jahreswechsel mit ei- 
ner Belebung der Wirt- 
schaft. Die derzeitige Stag- 
nation sei tiefgreifend und 
nur schwer zu überwinden, 
sagte Gustav Adolf Horn, 
Leiter der Abteilung Kon- 
junktur des DIW. Positiv ha- 
be die angekündigte Steuer- 
senkung gewirkt, dieser Op- 
timismus sei aber durch die 
unsichere Frage der Gegen- 
finanzierung gefährdet. 

FAST ZWEI DRITTEL 
der Deutschen befürworten 
nach einer Umfrage eine 
Entschädigung der Land- 
wirte für die von der dies- 
jährigen Dürre verursach- 
ten Ernteausfälle. In einer 
Umfrage des Nachrichten- 
magazins „Focus" sagten 
65 Prozent der Befragten Ja 
zu Entschädigungszahlun- 
gen des Staates. 31 waren 
dagegen. 

DIE  BELASTUNG für 
Single-Haushalte durch di- 
rekte Steuern und Sozialver- 
sicherungsbeiträge ist seit 
den 70er Jahren dramatisch 
gestiegen. 1970 machten bei 
e'nem Ledigen mit einem 
Durchschnittseinkommen 
(derzeit 27.060 Euro) die 
Belastungen noch 38,1 Pro- 
zent des Bruttoeinkommens 
aus. Im Jahr 2003 sind es 

50,3 Prozent. Dies ist das Er- 
gebnis der Studie „Entwick- 
lung der Abgabenlast auf 
Löhne und Gehälter" des 
Karl-Bräuer-Instituts. 

44 482 PRIVATPER- 
SONEN haben im vergan- 
genen Jahr Insolvenz ange- 
meldet. Dies geht aus aktu- 
elen Zahlen der Bundesre- 
gierung hervor. Damit hat 
sich die Zahl der Privat-In- 
solvenzen gegenüber dem 
Vorjahr mehr als verdrei- 
facht. Damals waren es le- 
diglich 13 277 Privat-Insol- 
venzen. 

NACH DEN MASSIVEN 
Ernteausfällen infolge des 
trockenen Wetters fordern 
die Bauern eine Versiche- 
rung gegen Dürre, Dauerre- 
gen und andere extreme 
Wettererscheinungen. Die 
Häufung solcher Wetterex- 
treme in den vergangenen 
Jahren habe viele Betriebe in 
finanzielle Not gebracht, 
sagte der Vizepräsident des 
Deutschen Bauernverban- 
des, Heinz Christian Bär in 
der vergangenen Woche. 
Bisher können sich Bauern 
nur gegen Ernteeinbußen 
wegen Hagels versichern. 
An der Prämie für eine pri- 
vate „Mehrgefahrenversi- 
cherung" solle sich auch der 
Staat beteiligen. In mehre- 
ren EU-Ländern und den 
USA gebe es sie bereits. 

DIE KONJUNKTURER- 
WARTUNG der Verbrau- 
cher blieb auch im Juli 
weiter negativ. Nach ei- 
ner Studie der Gesellschaft 
für Konsumentenforschung 
stieg der Index zwar um 2,6 
Punkte, ist mit minus 12,7 
jedoch weiter negativ, das 
Deutsche Institut für Wirt- 
schaftsforschung rechnet 
erst zum Jahresende mit ei- 
ner Belebung. Der Studie 
zufolge hat die Kauflust zu- 
letzt stark nachgelassen. 

DIE NACHFRAGE nach 
der Riester-Rente ist einer 
Studie zufolge gering und 
gefährdet die künftige Al- 
tersvorsorge weiter Teile 
der Bevölkerung. Wie aus 
einer am Mittwoch in Berlin 
veröffentlichen Umfrage im 
Auftrag des Deutschen In- 
stitutes für Altersvorsorge 
hervorgeht, ist die Zahl der 
Riester-"Verweigerer" im 
ersten Halbjahr 2002 von 
68 auf 70 Prozent angestie- 
gen. Nur 15 Prozent der Be- 
völkerung im Alter zwi- 
schen 18 und 65 Jahren habe 
sich inzwischen für eine 
Riester-Rente entschieden. 
Die Zahl derer, die einen Ab- 
schluss planten, sei in den 
letzten sechs Monaten von 
16 auf 14 Prozent gesunken. 
Angesichts dieser Zahlen 
spricht das Institut von ei- 
nem Scheitern der Riester- 
Reform. 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Broschüre Jeder kann etwas bewegen. 
Angela Merkel 

Bestell-Nummer: 5942 
Preis je    100 Stück: 20,00 € 

inkl. MwSt.: 21,40 € 

Broschüre „Die CDU." 
Mitgliederwerbebroschüre der CDU Deutschlands 

Bestell-Nummer: 5076 
Preis je      50 Stück: 18,50 € 

inkl. MwSt.: 19,80 € 

Aufnahmeantrag 
mit abtrennbarem Abfragebogen 
für Zusatzangaben 

Bestell-Nummer: 6719 
Preis je 200 Stück: kostenlos 

Service-Scheckheft 
der CDU Deutschlands 
zur Mitgliederkampagne 

Bestell-Nummer: 9075 
Preis je      50 Stück: 15,75 € 

inkl. MwSt.: 18,27 € 

Leitfaden 
„Kampagne Mitgliederwerbung" 

Bestell-Nummer: 4019 
Preis je      25 Stück: 14,50 € 

inkl. MwSt.: 15,52 € 
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Stoffbeutel 
Er ist mehr als nur ein Beutel. Durch die 
beiden seitlich zusammenziehbaren Kordeln 
kann man ihn auch als Rucksack tragen. 
Sehr geeignet für Informationsmaterialen 
und Streuartikeln bei Canvassingaktionen. 

Bestell-Nummer: 9026 
Preis je 5 Stück: 7,50 € 

inkl. MwSt.: 8,70 € 

NEU 

Becher-Set 
Set besteht aus 4 Kunststoffbechern 
in gelb, orange, hellblau und grün. 

Bestell-Nummer: 9028 
Preis je 1 Set: 4,40 € 

inkl. MwSt.: 5,10 € 

Thermoskanne 
Kunststoffgehäuse, Thermosinnenteil aus Glas für 0,25 I Inhalt. 

Bestell-Nummer: 9027 
Preis je 1 Stück: 3,60 € 

inkl. MwSt.: 4,18 € 
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UD 
Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   1190 
53348   Rhein bach 
PVSt,   Deutsche   Post  AG 
Entgelt   bezahlt. 

Sommerpack 
Der ideale Begleiter für einen Ausflug. Bestehend aus: 
Stoffbeutel, eine Thermoskanne mit zwei Bechern 

Bestell-Nummer: 9025 
Komplettpreis: 6,00 € 

inkl. MwSt.: 6,96 € 

Alle Artikel sind auch einzeln zu bestellen. 
(Siehe Seite 15) 

BESTELLANSCHRIFT 

arvato logistics services 
Bertelsmann-Versandzentrum 

Postfach 116233759 Versmaid 
Telefax 05241-8041892 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 


